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Bremen, 18.03.2020I 

Allgemeinverfügung über die Einschränkung der Besuchsrechte für Pflege- und 

Behinderteneinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe in der 

Stadtgemeinde Bremen 

Das Ordnungsamt erlässt als zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 

Infektionsschutzgesetz (IfSG), vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I S. 148) geändert, die folgende Allgemeinverfügung: 

 

1. Folgende Einrichtungen dürfen von Besuchern nicht betreten werden: 

  

a) vollstationäre Einrichtungen der Pflege gem. § 71 Abs. 2 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB XI) und 

b) Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 2 Abs. 1 des Neunten 

Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX), in denen Leistungen der Eingliederungshilfe über 

Tag und Nacht erbracht werden und 

c) vollstationäre Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe, in denen 

besonders schutzbedürftige Personen leben sowie für anbieterverantwortete 

Wohngemeinschaften im Sinne des § 8 Abs. 3 Bremisches Wohn- und 

Betreuungsgesetz (BremWoBeG) und Gasteinrichtungen gem. § 5 BremWoBeG. 

 

2. Die Einrichtungen können, ggf. auch unter Auflagen, Ausnahmen zulassen, wenn ein 

besonderes berechtigtes Interesse vorliegt.  

 



 

 

3. Die Bekanntgabe dieser Verfügung erfolgt gemäß § 41 Bremisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz öffentlich, indem der verfügende Teil ortsüblich, und 

zwar im Ordnungsamt Bremen (Stresemannstraße 48, 28207 Bremen), 

bekanntgemacht wird. Die Begründung dieser Allgemeinverfügung kann im 

Ordnungsamt Bremen im Empfangsraum (Infopoint im Erdgeschoss) während der 

allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen werden. Abweichend von § 41 Abs. 4 Satz 3 

BremVwVfG, wonach der Verwaltungsakt zwei Wochen nach der ortsüblichen 

Bekanntgabe als bekannt gegeben gilt, wird gemäß Satz 4 dieser Vorschrift der 

18.03.2020 als Tag der Bekanntgabe bestimmt.  

 

Die vollständige Allgemeinverfügung kann ab dem 17.03.2020 auch auf der 

Internetseite https://www.amtliche-bekanntmachungen.bremen.de abgerufen und 

eingesehen werden. 

 
 

Begründung 
 

I. 
 

Im Dezember 2019 trat in der Stadt Wuhan/Volksrepublik China erstmals die 

Atemwegserkrankung COVID-19 auf, welche durch das neuartige Coronavirus SARS-

CoV-2 verursacht wird. Seitdem breitet sich diese Erkrankung auch in anderen 

Ländern, darunter Deutschland, aus. Es handelt sich weltweit und in Deutschland um 

eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation. Bei einem Teil der Fälle sind 

die Krankheitsverläufe schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Die Zahl 

der Fälle in Deutschland steigt weiter an. 

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird derzeit 

insgesamt als mäßig eingeschätzt. Diese Gefährdung variiert aber von Region zu 

Region und ist in „besonders betroffenen Gebieten“ hoch. Die Wahrscheinlichkeit für 

schwere Krankheitsverläufe nimmt mit zunehmendem Alter und bestehenden 

Vorerkrankungen zu. Die Belastung des Gesundheitswesens hängt maßgeblich von 

der regionalen Verbreitung der Infektion, den vorhandenen Kapazitäten und den 

eingeleiteten Gegenmaßnahmen (Isolierung, Quarantäne, soziale Distanzierung) ab. 

Am 30. Januar 2020 hat die Weltgesundheitsorganisation eine gesundheitliche 

Notlage von internationaler Tragweite ausgerufen. 

 

https://www.amtliche-bekanntmachungen.bremen.de/


 

 

Das Gesundheitsamt Bremen hat dem Ordnungsamt Bremen am heutigen Tage 

vorgeschlagen, auf der Grundlage des IfSG eine Allgemeinverfügung über die 

Einschränkung der Besuchsrechte in den unter Ziffer 1 genannten Einrichtungen zu 

erlassen. 

II. 

Das Ordnungsamt ist gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 des IfSG in Verbindung mit § 4 Abs. 1 

der Verordnung über die über die zuständigen Behörden nach dem 

Infektionsschutzgesetz vom 11. September 2018 (Brem.GBl. 2018, 425) sachlich und 

örtlich zuständig für den Erlass dieser Allgemeinverfügung. 

 
Ziffer 1: 
 

Die Voraussetzungen für das gegenständliche Verbot ergeben sich aus § 28 Abs. 1 S. 

2 IfSG und sind vorliegend gegeben. Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, 

Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder ergibt sich, dass ein 

Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, trifft die zuständige 

Behörde nach Maßgabe des § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG die notwendigen 

Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung 

übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Unter diesen Voraussetzungen kann die 

zuständige Behörde gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG Personen verpflichten, bestimmte 

Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden 

sind.  

 

Aktuell erhöhen sich täglich die Zahlen derer, die nachweislich am neuen Coronavirus 

erkrankt sind und auch die Zahl der begründeten Verdachtsfälle steigt an. Es ist daher 

davon auszugehen, dass die zugrundeliegenden Infektionsketten weit verzweigt sind 

und es auch eine größere Zahl infizierter Personen gibt, die asymptomatisch sind, da 

man eine Ansteckung oft gar nicht bemerkt, weil diese ohne Symptome verläuft. Die 

häufigen Symptome können auch für eine Erkältung oder einen grippalen Infekt 

gehalten werden. Es ist daher möglich, dass Besucher, die gar nicht wissen, dass sie 

krank sind oder ihre Symptome nicht in den Zusammenhang mit dem Coronavirus 

bringen bzw. verharmlosen, besonders vulnerable Personen anstecken können. 

 



 

 

Allein die Beachtung allgemeiner Hygieneregeln ist bei dem erheblich gefährdeten 

Personenkreis in den betroffenen medizinischen Einrichtungen und vollstationären 

Einrichtungen der Pflege und für Personen mit Behinderungen nicht ausreichend und 

kann zudem leicht missachtet werden. Es besteht damit eine konkrete Gefahr für 

diesen Personenkreis, durch Besucher angesteckt zu werden. Bei unbeschränktem 

Zugang von Besuchern würden bei dem aktuell erhöhten Risiko, dass die Besucher 

an dem Coronavirus erkrankt sind, mit hinreichender Wahrscheinlichkeit eine 

Verletzung eines geschützten Rechtsguts, hier die Gesundheit bzw. das Leben von 

deutlich gefährdeten Personengruppen, geschehen, wenn weiterhin ohne 

Beschränkungen alle Besucher zugelassen werden. Die Verbreitung des Virus würde 

zudem vorangetrieben werden. 

 

Zu Ziffer 1 Buchst. a):  

In vollstätionären Einrichtungen der Pflege werden vielfach Personen betreut, die 

durch eine Infektion mit dem neuen Erreger in besonders schwerer Weise 

gesundheitlich beeinträchtigt wären. Zum Schutz dieser besonders vulnerablen 

Personengruppen stellt die Beschränkung des Zugangs eine geeignete und 

erforderliche Schutzmaßnahme dar. Neben der Vermeidung von Einträgen des 

Erregers wird auch die medizinische Versorgung unterstützt. Das Erkrankungsrisiko 

des betreuenden und medizinischen Personals wird verringert. Dadurch tragen die 

Maßnahmen für die erfassten Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der 

Versorgungskapazitäten bei. 

Auch werden in vollstationären Einrichtungen der Pflege vielfach ältere Personen 

betreut, die zu den Risikogruppen gehören und durch eine Infektion mit dem neuen 

Erreger in besonders schwerer Weise gesundheitlich gefährdet wären. 

  

Zu Ziffer 1 Buchst. b): 

Es gelten dieselben Ausführungen wie zu Buchst. a). Auch in vollstationären 

Einrichtungen für Menschen mit Behinderung werden vielfach Personen betreut, die 

durch eine Infektion mit dem neuen Erreger in besonders schwerer Weise 

gesundheitlich gefährdet wären. 

 

 



 

 

Zu Ziffer 1 Buchst. c): 

Es gelten die dieselben Ausführungen wie zu Buchst. a). Auch in vollstationären 

Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe, sowie in 

anbieterverantworteten Wohngemeinschaften und Gasteinrichtungen, werden vielfach 

Personen betreut, die durch eine Infektion mit dem Erreger in besonders schwerer 

Weise gesundheitlich gefährdet wären. 

 

Zu Ziffer 2: 

 

Um besonderen Situationen, z. B. bei Kindern, im Notfall, palliative Situation oder in 

der Versorgung von Sterbenden, Rechnung tragen zu können, können die 

Einrichtungen Ausnahmen zulassen. Hierbei können sie Auflagen besonders im 

Hinblick auf Hygieneaspekte oder Besuchszeiten erlassen. 

 

Zu Ziffer 3: 

 

Die Bekanntgabe dieser Verfügung erfolgt öffentlich, damit der nicht feststehende und 

betroffene Einrichtungsträgerkreis Kenntnis vom Inhalt dieser Entscheidung erlangen 

kann. 

Die Bekanntgabe richtet sich nach § 41 Abs. 4 des Bremischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG). Danach ist der verfügende Teil eines 

Verwaltungsaktes ortsüblich Bekanntgabe erfolgt in Bremen durch Aushang in unserer 

Behörde. Im Aushang wird angegeben, wo die vollständige Entscheidung eingesehen 

werden kann. Der Verwaltungsakt gilt grundsätzlich zwei Wochen nach der 

ortsüblichen Bekanntgabe als bekannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 BremVwVfG 

kann bei einer Allgemeinverfügung ein hiervon abweichender Tag bestimmt werden. 

Davon wird im Fall Gebrauch gemacht, indem der 17.03.2020 als Tag der 

Bekanntgabe bestimmt wird.  

Dies ist deshalb erforderlich, auch in den nächsten Tagen Besucher in den oben 

genannten Einrichtungen erwartet werden. 

Da die Entscheidung auf aktuellen Lageeinschätzungen der beteiligten Einrichtungen 

und Behörden beruht und diese Einschätzungen jeweils aufgrund aktueller 



 

 

Erkenntnisse vorgenommen werden, konnte eine frühere Bekanntgabe nicht erfolgen. 

Die Entscheidung für die vorliegenden Verbote beruht maßgeblich auf diesen aktuellen 

Erkenntnissen, die eine entsprechende Gefährdungslage konkret begründen. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Ein Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 

beim Ordnungsamt Bremen, Stresemannstraße 48, 28207 Bremen, zu erheben. 

Die Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar, § 28 Abs. 

3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG. Der Widerspruch hat somit keine aufschiebende Wirkung. 

Sie können die Anordnung der aufschiebenden Wirkung beim Ordnungsamt Bremen, 

Stresemannstraße 48, 28207 Bremen, oder beim Verwaltungsgericht Bremen, 

Justizzentrum Am Wall, Am Wall 198, 28195 Bremen, beantragen. 

 

Papencord 

Amtsleiter 

 


